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(3) Entscheidungen und die in öffentlichen Urkunden 
nach Abs. 1 enthaltenen Erklärungen können nach 
Maßgabe der §§ 59, 60 Familiengesetzbuch angefochten 
werden. Die Frist zur Erhebung einer Klage auf Fest­
stellung der Unwirksamkeit einer bisher abgegebenen 
Vaterschaftsanerkennung beginnt frühestens mit In­
krafttreten des Familiengesetzbuches.

II.

Anpassung gesetzlicher Bestimmungen

Erbrechtliche Bestimmungen
§9

(1) Ein Kind, das außerhalb der Ehe geboren wurde, 
erbt beim Tode seines Vaters oder seiner Großeltern 
väterlicherseits, solange es minderjährig ist, wie ein 
während der Ehe geborenes Kind.

(2) Nach Abs. 1 erbt auch das im Zeitpunkt des Erb­
falles volljährige Kind,

1. wenn es noch unterhaltsbedürflig ist,

2. wenn der Vater bis zur Volljährigkeit das Erzie­
hungsrecht hatte,

3. wenn es während der Minderjährigkeit überwie­
gend im Haushalt des Vaters gelebt hat oder mit 
ihm im Zeitpunkt des Erbfalles in einem gemein­
samen Haushalt lebt.

(3) Das volljährige Kind erbt auch, wenn beim Tode 
des Vaters dessen Ehefrau, Eltern, während der Ehe 
geborene Kinder und deren Abkömmlinge nicht mehr 
leben oder das Erbrecht verloren haben. Lebt nur ein 
Elternteil des Vaters, so erbt das Kind neben diesem.

(4) Der Vater und seine Verwandten werden nur 
dann gesetzliche Erben des Kindes, wenn der Vater das 
Erziehungsrecht für das Kind bis zur Volljährigkeit 
hatte, wenn es während der Minderjährigkeit überwie­
gend im Haushalt des Vaters gelebt hat oder zum Zeit­
punkt des Erbfalles mit dem Vater in einem gemein­
samen Haushalt lebte.

(5) Durch diese Bestimmung wird die Befugnis des 
Erblassers, nach den Bestimmungen des Erbrechts letzt­
willige Verfügungen zu errichten, nicht berührt.

§ 10

(1) Bei Beendigung einer Ehe durch Tod oder Todes­
erklärung erbt der überlebende Ehegatte wie ein Erbe 
erster Ordnung neben den Kindern des Erblassers oder 
deren Abkömmlingen, jedoch mindestens ein Viertel.

(2) Er erbt allein, wenn erbberechtigte Kinder des 
Erblassers oder deren Abkömmlinge nicht vorhanden 
sind. War jedoch der Erblasser zum Zeitpunkt des Erb­
falles den eigenen Eltern unterhaltspflichtig, so sind 
diese neben dem Ehegatten gesetzliche Erben. In die­
sem Falle erbt der Ehegatte die Hälfte. Die andere 
Hälfte geht zu gleichen Teilen auf die Eltern und, wenn 
nur ein Elternteil erbberechtigt ist, auf diesen über.

(3) Durch diese Bestimmung wird die Befugnis des 
Erblassers, nach den Bestimmungen des Erbrechts letzt­
willige Verfügungen zu errichten, nicht berührt.

§11
Berichtigung des Grundbuches

(1) Wurde durch den Übergang von Grundstücken 
oder Häusern in das gemeinschaftliche Vermögen ge­
mäß § 13 Familiengesetzbuch und § 4 dieses Gesetzes das 
Grundbuch unrichtig, ist von den Ehegatten dessen Be­
richtigung zu beantragen. Der als Alleineigentümer 
eingetragene Ehegatte ist zur Mitwirkung am Berichti­
gungsverfahren verpflichtet.

(2) Die Berichtigung des Grundbuches erfolgt gebüh­
renfrei, sofern sie von den Ehegatten bis zum 30. Sep­
tember 1966 gemeinsam beantragt wird.

§12

Eintragung beim Erwerb von Grundstücken 
durch Ehegatten

(1) Erwirbt ein verheirateter Bürger nach dem 
31. März 1966 -durch Kauf, Tausch oder im Wege der 
Zwangsversteigerung ein Haus oder Grundstück, soll 
die Auflassung an beide Ehegatten erfolgen oder der 
Erwerber in öffentlicher oder öffentlich beglaubigter 
Form beantragen, beide Ehegatten als gemeinschaft­
liche Eigentümer in das Grundbuch einzutragen.

(2) Die Bestimmung des Abs. 1 findet keine Anwen­
dung,' wenn der Erwerber eine öffentliche oder öffent­
lich beglaubigte Erklärung des anderen Ehegatten, nach 
der nur er Eigentümer sein soll, oder eine rechtskräf­
tige Entscheidung über die vorzeitige Aufhebung der 
Vermögensgemeinschaft gemäß § 41 Familiengesetzbuch 
vorlegt.

(3) Der andere Ehegatte ist zur Abgabe einer Erklä­
rung gemäß Abs. 2 verpflichtet, wenn das Grundstück 
gemäß § 13 Abs. 2 Familiengesetzbuch oder nach einer 
Vereinbarung der Ehegatten gemäß § 14 Familiengesetz­
buch alleiniges Eigentum des Erwerbers wird.

§13
Aufhebung des gemeinschaftlichen Eigentums an 

Grundstücken
(1) Werden zwischen den Ehegatten gemäß § 14 Fami­

liengesetzbuch Vereinbarungen über die Aufhebung 
gemeinschaftlichen Eigentums an Grundstücken oder 
Häusern getroffen, sind diese nur wirksam, wenn sie 
beurkundet werden. Das gleiche gilt für Vereinbarun­
gen zwischen den Beteiligten über den Eigentumsüber­
gang an Grundstücken und Häusern gemäß §39 Abs. 3 
Familiengesetzbuch nach Beendigung der Ehe oder ge­
mäß § 41 Abs. 1 Familiengesetzbuch bei vorzeitiger 
Aufhebung der Vermögensgemeinschaft und für die 
Aufhebung der Vermögensgemeinschaft an sonstigen 
Grundstücksrechten.

(2) Wird eine gemäß §41 Familiengesetzbuch aufge­
hobene Vermögensgemeinschaft gemäß § 41 Abs. 2 
Satz 2 und 3 Familiengesetzbuch wieder hergestellt, so 
gelangen, wenn die Voraussetzungen des § 13 Abs. 1 
Familiengesetzbuch erfüllt sind, die in der Zwischen­
zeit von einem Ehegatten erworbenen Vermögenswerte 
in das gemeinschaftliche Eigentum der Ehegatten, so­
fern sie keine andere Vereinbarung treffen. Die Be­
stimmungen des Abs. 1 finden entsprechende Anwen­
dung. Wurde durch den Übergang von Grundstücken


